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Kapitel 1

Einleitung

A. Einführung

Das Massenentlassungsverfahren ist ein exemplarisches Beispiel dafür, 
wie eine nationale Regelungsmaterie des Arbeitsrechts durch europäische 
Richtliniensetzung und die Rechtsprechung des EuGH trotz eines schlafen-
den nationalen Gesetzgebers und eines starren gesetzlichen Rahmens eine 
völlige Neuausrichtung erfahren kann. Zugleich ist das Massenentlassungs-
recht aber auch ein Exempel dafür, dass eine Mindestharmonisierung des 
Rechts im Wege von europäischen Richtlinien in den Mitgliedstaaten nicht 
immer einen schnellen und reibungslosen Prozess darstellt. Oft ergeben sich 
aufgrund des Schnittstellencharakters zwischen nationalem und europäischem 
Recht von Richtlinien bei deren nationaler Umsetzung Friktionen.1 Hierfür 
ist lediglich ein kurzer Blick auf das nationale Massenentlassungsrecht und 
dessen Entwicklung in Deutschland zu werfen.

Die Geschichte des Massenentlassungsrechts in Deutschland reicht weit 
zurück. Bereits 1920 wurde das Massenentlassungsrecht in seiner rudimentä-
ren Form durch die Demobilmachungsverordnung2 gesetzlich eingeführt. 

1  Als ein weiteres namhaftes Beispiel ist hier das Betriebsübergangsrecht (§ 613a 
BGB) anzuführen. Für einen langen Zeitraum konzentrierte sich die Rechtsprechung 
bei der Auslegung lediglich auf die nationalen Auslegungsmethoden unter Nichtbe-
achtung des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts und damit der RL 77/187/EWG 
(ABl. EG Nr. L 61 v. 14.2.1977, S. 26 ff.), siehe Kokott, in: BeckOGK, § 613a BGB 
Rn. 35 ff.; Winter, in: EuArbRK, RL  2001/23/EG Vorb. Rn. 25; ausführlich hierzu 
Preis/Povedano Peramato, in: FS Willemsen 2018, S. 359; Willemsen, in: WHSS, 
Kap. G Rn. 5 ff. Damit einhergehende Friktionen waren damit unausweichlich. So 
bezeichnet Winter auch spätere Kurskorrekturen des BAG zum Betriebsübergang als 
Spätfolge der verzögerten Einbeziehung des europäischen Rechts, siehe Winter, in: 
EuArbRK, RL 2001/23/EG Vorb. Rn. 25. Vgl. auch Di Fabio, RdA 2012, 262 (265 f.), 
der das Spannungsfeld von nationalem Arbeitsrecht und supranationalem Recht 
abstrakt beleuchtet und Reibereien zwischen diesen Rechtsquellen als Folge des ko-
operativ verflochtenen Mehrebenensystems sieht. Zu möglichen Gründen des Versa-
gens der Arbeitsrechtsharmonisierung Böning, Europäische Arbeitsrechtsangleichung, 
2011, S. 223 ff.

2  Verordnung über die Einstellung und Entlassung von Arbeitern und Angestellten 
während der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung v.  12.2.1920, RGBl. 1920, 
S. 218 ff. (im Folgenden: DemobilmachungsVO).
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Über mehrere Gesetzesnovellen fand das Massenentlassungsrecht letztlich 
seinen Platz in den heutigen §§ 17 ff. KSchG3. Doch trotz der mehrfachen 
Überarbeitung in der Vergangenheit wurde der nationale Massenentlassungs-
schutz in Deutschland für einen langen Zeitraum lediglich spärlich beachtet 
und ihm wurde in der Praxis nur geringe Bedeutung zugeschrieben.4 An der 
Betrachtungsweise dieser Rechtsmaterie des Kündigungsschutzrechts hat 
sich in Deutschland durch die ersten Vorstöße des Europäischen Gesetz
gebers zunächst faktisch nichts Substanzielles geändert. Bereits seit den 
1970er  Jahren wurde versucht, dem Verlangen nach einem einheitlichen 
Massenentlassungsrecht für die Mitgliedstaaten in Form von mehreren Richt-
linien nachzugehen.5 Letztlich ist das Vorhaben der Harmonisierung und 
Schaffung eines Mindeststandards des Massenentlassungsrechts in der Mas-
senentlassungsrichtlinie RL 98/59/EG6 vom 20.7.1998 gemündet.7 Ungeach-
tet dieser gesetzgeberischen Anstrengungen aus Brüssel war der unionsrecht-
liche Massenentlassungsschutz bis Anfang 2005 im deutschen Arbeitsrecht 
praktisch nicht existent.8

3  Kündigungsschutzgesetz in der Fassung v.  25.8.1969, BGBl. I 1969, S. 1317 ff. 
Im Folgenden ist mit der Gesetzesangabe KSchG jeweils das KSchG 1969 gemeint.

4  Auf eine geringe Anzahl von höchstrichterlichen Entscheidungen und lediglich 
oberflächliche Reflexionen verweisend Hinrichs, Kündigungsschutz und Arbeitneh-
merbeteiligung bei Massenentlassungen, 2001, S. 16; Mauthner, Die Massenentlas-
sungsrichtlinie der EG und ihre Bedeutung für das deutsche Massenentlassungsrecht, 
2004, S. 47 ff. Mit einer ähnlichen retrospektiven Einschätzung Spelge, EuZA 2018, 
67 (68).

5  Zunächst durch die Richtlinie 75/129/EWG des Rates v.  17.2.1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen, ABl. EG 
Nr. L 48 v. 22.2.1975, S. 29 ff. (im Folgenden: RL 75/129/EWG). Erhebliche Modifi-
kationen folgten durch die Richtlinie 92/56/EWG des Rates v.  24.6.1992 zur Ände-
rung der Richtlinie 75/129/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Massenentlassungen, ABl.  EG Nr. L  245 v.  26.8.1992, S. 3 ff. (im 
Folgenden: RL 92/56/EWG). Zu dieser Entwicklung näher Kap. 2, B. II.

6  Richtlinie 98/59/EG des Rates v. 20.7.1998 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen, ABl.  EG Nr. L  225 v.  12.8.1998, 
S. 16 ff.

7  Zur Zielsetzung der Harmonisierung des Massenentlassungsrechts der einzelnen 
Mitgliedstaaten vgl. RL  98/59/EG Erwägungsgrund Nr. 7; siehe auch Alber, in: FS 
Wissmann, 2005, S. 507 (508); Böning, Europäische Arbeitsrechtsangleichung, 2011, 
S. 54; Spelge, in: EuArbRK, RL 98/59/EG Vorb. Rn. 5 f. Allgemein zum Harmonisie-
rungszweck von europäischen Richtlinien siehe nur Kocher, in: Frankfurter Kommen-
tar EUV/GRC/AEUV, Art. 153 AEUV Rn. 67 ff.

8  Spelge, EuZA 2018, 67 (68); v.  Hoyningen-Huene/Kneip, in: FS Wank, 2014, 
S. 161. So bereits in der Vergangenheit Mauthner, Die Massenentlassungsrichtlinie 
der EG und ihre Bedeutung für das deutsche Massenentlassungsrecht, 2004, S. 19; 
Wißmann, RdA 1998, 221. Zu Schwierigkeiten bei der Umsetzung in anderen Mit-
gliedstaaten Krebber, RdA 2018, 271.
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Zum Paradigmenwechsel im Massenentlassungsrecht kam es erst durch 
den Paukenschlag des EuGH in Form der „Junk“-Entscheidung9, in welcher 
der EuGH seine Gestaltungsmacht als Rechtsprechungsorgan der Union dar-
legte.10 In dieser Entscheidung hat der EuGH den Entlassungsbegriff endgül-
tig als Zugang der Kündigungserklärung definiert.11 Die nationale Rechtspre-
chung in persona des 2. Senates des BAG hat sich daraufhin von ihrer vor-
herigen Definition des Entlassungsbegriffs verabschiedet und § 17 Abs. 1 
KSchG entsprechend der EuGH-Judikatur unionsrechtskonform ausgelegt.12 
Damit wurde der Startschuss des Transformierungsprozesses des Massenent-
lassungsverfahrens von einem zuvor ausschließlich arbeitsmarktpolitisch 
orientierten, hin zu einem zusätzlich arbeitnehmerschützenden Schutzsystem 
gesetzt.13

Dieser Prozess wurde infolgedessen durch Definitionen des Betriebs-14 
oder Arbeitnehmerbegriffs15 der ME-RL16 weiter vorangetrieben. Erstaunlich 
ist, dass trotz der grundlegenden Bedeutung der EuGH-Entscheidungen für 
das Massenentlassungsrecht und der grundsätzlichen Bindung an das Unions-
recht bisweilen eine gesetzgeberische Reaktion auf diese supranationalen 
Einflüsse aussteht. Die letzte relevante gesetzgeberische Tätigkeit hinsicht-
lich der §§ 17 ff. KSchG, welche die Auswirkungen des Unionsrechts zu be-
rücksichtigen versucht, ist datiert auf das Jahr 1995.17 Der Wortlaut der 

9  EuGH Urt. v.  27.1.2005  – C-188/03, ECLI:EU:C:2005:59 (Junk). Soweit nicht 
anders gekennzeichnet werden im Folgenden alle Urteile des EuGH nach der Daten-
bank des EuGH zitiert, vgl. https://eur-lex.europa.eu/homepage.html. 

10  Vgl. Bauer/Krieger/Powietzka, DB 2005, 445; Dornbusch/Wolff, BB 2005, 885 
(888); Wolter, AuR 2005, 135; Lembke/Oberwinter, NJW 2007, 721; Spelge, EuZA 
2018, 67 (68); Brams, Unionsrechtliche Impulse für das Recht der Massenentlassung, 
2019, S. 35 f. Hierzu näher Kap. 2, C. III.

11  EuGH Urt. v. 27.1.2005 – C-188/03, ECLI:EU:C:2005:59 Rn. 26 ff., 31 ff. (Junk).
12  St. Rspr. seit BAG Urt. v.  23.3.2006  – 2 AZR 343/05, BAGE 117, 281; Urt. 

v.  13.7.2006  – 6 AZR 198/06, BAGE 119, 66; Urt. v.  26.2.2015  – 2 AZR 955/13, 
BAGE 151, 83; zuletzt Urt. v. 13.2.2020 – 6 AZR 146/19, BAGE 169, 362.

13  Siehe Brams, Unionsrechtliche Impulse für das Recht der Massenentlassung, 
2019, S. 35 f. Vgl. insofern auch die Rechtsprechung der letzten Jahre BAG Urt. 
v.  22.11.2012  – 2 AZR 371/11, BAGE 144, 47 (53 ff.); Urt. v.  27.2.2020  – 8 AZR 
215/19, BAGE 170, 98 (170 f.). So schon vor der „Junk“-Entscheidung des EuGH 
Hinrichs, Kündigungsschutz und Arbeitnehmerbeteiligung bei Massenentlassungen, 
2001, S. 108 ff. Zum Wandel des Massenentlassungsrecht noch ausführlich Kap. 2, C.
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